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1 6 .  K a p i t e l
K o n t r o l l e  d e r  E i n h a l t u n g  d e s  A r b e i t s r e c h t s

§291

Staatliche und betriebliche Kontrolle

(1) Die Minister, die Leiter der anderen zentralen Staats­
organe, die Leiter der wirtschaftsleitenden Organe und die 
Betriebsleiter haben im Rahmen ihrer Leitungstätigkeit die 
Einhaltung des Arbeitsrechts in ihren Verantwortungsberei­
chen zu kontrollieren. Sie sind verpflichtet, bei Verletzung 
arbeitsrechtlicher Bestimmungen die Gesetzlichkeit wieder­
herzustellen, die erforderlichen Maßnahmen zur Verhinderung 
künftiger Rechtsverletzungen zu treffen und die Verantwort­
lichen zur Rechenschaft zu ziehen.

(2) Die örtlichen Volksvertretungen und deren Räte tragen 
eine hohe Verantwortung für die strikte Einhaltung der so­
zialistischen Gesetzlichkeit, für die Festigung der Sicherheit 
und Ordnung im Territorium und üben hierzu die Kontrolle 
aus. Sie nutzen dabei die Kontrollergebnisse der Organe der 
Arbeiter-und-Bauern-Inspektion. Die Räte der Bezirke und 
Kreise bzw. Stadtbezirke kontrollieren die Einhaltung des 
Arbeitsrechts in ihrem Territorium unabhängig von der Un­
terstellung der Betriebe. Sie sind berechtigt, bei Verletzung 
arbeitsrechtlicher Bestimmungen vom zuständigen Leiter oder 
Organ die Wiederherstellung der Gesetzlichkeit zu verlangen. 
Sie können fordern, daß die Verantwortlichen auf der Grund­
lage der Rechtsvorschriften disziplinarisch bzw. materiell zur 
Verantwortung gezogen oder andere geeignete Erziehungs­
maßnahmen angewendet werden.

(3) Die Staatsanwaltschaft sowie andere staatliche Kontroll- 
und Aufsichtsorgane kontrollieren im Rahmen der ihnen durch 
Rechtsvorschriften übertragenen Aufgaben und Befugnisse die 
Einhaltung des Arbeitsrechts.

§292
Gesellschaftliche Kontrolle

(1) Die Gewerkschaften üben durch ihre Vorstände und Lei­
tungen und andere gewerkschaftliche Organe sowie durch den 
Einsatz von Arbeiterkontrolleuren die gesellschaftliche Kon­
trolle über die Einhaltung des Arbeitsrechts aus.

(2) Die Vorstände und Leitungen der Gewerkschaften sind 
berechtigt, von den zuständigen Leitern Auskünfte und Stel­
lungnahmen anzufordern und in Unterlagen einzusehen. Sie 
können bei Verletzung arbeitsrechtlicher Bestimmungen for­
dern, daß die Gesetzlichkeit wiederhergestellt wird und die 
Verantwortlichen auf der Grundlage der Rechtsvorschriften 
disziplinarisch oder materiell zur Verantwortung gezogen, 
Ordnungsstrafverfahren eingeleitet oder andere geeignete Er­
ziehungsmaßnahmen angewendet werden. Der zuständige Lei­
ter hat innerhalb von 2 Wochen schriftlich mitzuteilen, was 
auf Grund der gewerkschaftlichen Forderung veranlaßt wurde 
bzw. aus welchen Gründen ihr nicht gefolgt werden kann.

(3) Die Leitungen der Freien Deutschen Jugend haben das 
Recht, gemeinsam mit den Vorständen und Leitungen der 
Gewerkschaften die Einhaltung der arbeitsrechtlichen Bestim­
mungen zur Förderung und zum Schutz der werktätigen Ju­
gend zu kontrollieren.

(4) Die Gewerkschaften und die Leitungen der Freien Deut­
schen Jugend führen ihre Kontrollen über die Einhaltung des 
Arbeitsrechts in enger Zusammenarbeit mit den Organen der 
Arbeiter-und-Bauern-Inspektion durch.

§293
Kontrolle des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 

durch die Gewerkschaften 1

(1) Die Kontrolle über den Gesundheits- und Arbeitsschutz 
in den Betrieben wird vom Freien Deutschen Gewerkschafts­
bund durch die Arbeitsschutzinspektionen ausgeübt.

Ausgabetag: 22. Juni 1977

(2) Zur Wahrnehmung ihrer Kontrollaufgaben haben die 
Arbeitsschutzinspektoren des Freien Deutschen Gewerk­
schaftsbundes das Recht, Arbeitsstätten, Betriebsanlagen und 
-einrichtungen jederzeit zu betreten, Einsicht in Unterlagen zu 
nehmen und Auskünfte zu verlangen sowie Ermittlungen über 
Ursachen von Gefährdungen für Leben und Gesundheit, von 
Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und sonstigen arbeitsbe­
dingten Erkrankungen durchzuführen.

(3) Die Arbeitsschutzinspektoren sind berechtigt, dem Be­
triebsleiter Auflagen zur Durchsetzung des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes zu erteilen und ihn zu beauflagen, Arbeitsmit­
tel einschließlich Anlagen unverzüglich stillzulegen, wenn das 
Leben von Werktätigen unmittelbar gefährdet ist oder die 
unmittelbare Gefahr einer erheblichen Gesundheitsschädigung 
besteht.

§294

Kontrolle des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
durch staatliche Organe

(1) Die Kontrolle, Anleitung und Überwachung auf bestimm­
ten Gebieten des Gesundheits- und Arbeitsschutzes wird durch 
spezielle staatliche Organe ausgeübt. Sie haben im Rahmen 
ihrer in Rechtsvorschriften geregelten Zuständigkeit insbeson­
dere das Recht, Arbeitsstätten, Betriebsanlagen und -einrich­
tungen jederzeit zu betreten, Einsicht in Unterlagen zu neh­
men und Auskünfte zu verlangen, Ermittlungen durchzufüh­
ren und an Untersuchungen teilzunehmen. Sie sind berech­
tigt, dem Betriebsleiter Auflagen zur Durchsetzung des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes zu erteilen und ihn zu 
beauflagen, Arbeitsmittel einschließlich Anlagen unverzüg­
lich stillzulegen, wenn das Leben von Werktätigen unmittel­
bar gefährdet ist oder die unmittelbare Gefahr einer erheb­
lichen Gesundheitsschädigung besteht. ‘

(2) Die staatlichen Organe des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes sind verpflichtet, mit den gewerkschaftlichen Kon­
trollorganen und den Organen der Arbeiter-und-Bauern-In­
spektion eng zusammenzuarbeiten.

§295

V erant Wörtlichkeit 
bei Verletzung arbeitsrechtlicher Bestimmungen

Betriebsleiter und leitende Mitarbeiter, die schuldhaft arbeits­
rechtliche Bestimmungen verletzen, werden entsprechend den 
Rechtsvorschriften disziplinarisch, materiell, ordnungsstraf­
rechtlich bzw. strafrechtlich zur Verantwortung gezogen.

17. K a p i t e l
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d e r  S o z i a l v e r s i c h e r u n g  d e r  A r b e i t e r  

u n d  A n g e s t e l l t e n

§296

Grundsätze

(1) Werktätige und Betriebe haben das Recht, die Hilfe der 
Organe zur Entscheidung von Arbeitsstreitfällen und Sozial­
versicherungsstreitfällen in Anspruch zu nehmen.

(2) Die Organe zur Entscheidung von Arbeitsstreitfällen und 
Sozialversicherungsstreitfällen haben die Aufgabe, zur Festi­
gung und Entwicklung sozialistischer Arbeitsverhältnisse in


